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481263. Übereinkommen zur Durchfilhrong des Tei­
les XI des Seerechtsliberelnkommens der Ver­
einten Nationen vom 10. Dezember 1982 

Die Generalversammlung, 

von dem Bestreben geleitet, die weltweite Teilnahme an 
dem Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen vom 
10. Dezember 1982" (im folgenden als "Seerechtsüber­
einkommen" bezeichnet) zu erreichen und eine angemessene 
Vertretung in den durch das Seerechtsübereinkommen errich­
teten Institutionen zu fördern, 

erneut erkliirend, daß der Meeresboden und der Meeres­
untergrund jenseits der Grenzen des Bereichs nationaler 
Hoheitsbefugnisse (im folgenden als "Gebiet" bezeichnet) 
sowie die Ressourcen des Gebiets gemeinsames Erbe der 
Menschheit sind17, 

unter Hinweis darauf, daß in Teil XI und den damit 
zusammenhängenden Bestimmungen des Seerechtsüberein­
kommens (im folgenden als "Teil XI" bezeichnet) eine 
Rechtsordnung für das Gebiet und seine Ressourcen geschaf­
fen wurde, 

Kenntnis nehmend von dem konsolidierten vorläufigen 
Schlußbericht der Vorbereitungskommission für die inter­
nationale Meeresbodenbehörde und den Internationalen 
Seegerichtshof18 

, 

unter Hinweis auf ihre Resolution 48/28 vom 9. Dezember 
1993 über das Seerecht, 

in der Erkenntnis, daß politische und wirtschaftIiche 
Veränderungen, insbesondere die zunehmende Anwendung 
marktwirtschaftIicher Grundsätze, eine Neubewertung be­
stimmter Aspekte der Rechtsordnung für das Gebiet und 
seine Ressourcen erforderlich machen, 

In Anbetracht der Initiative, die der Generalsekretllr 1990 
eingeleitet hat, um den Dialog zur Herbeif!ihrung der 
weltweiten Teilnahme an dem Seerechtsübereinkommen zu 
fördern, 

mit Genugtuung über den Bericht des Generalsekretllrs 
vom 9. Juni 1994 über das Ergebnis seiner informellen 
Konsultationen!', namentlich auch über den Entwurf eines 
Übereinkommens zur Dnrchführung des Teiles XI, 

in der Auffassung, daß sich das Ziel der weltweiten 
Teilnahme an dem Seerechtsübereinkommen am ehesten 
durch die Verabschiedung eines Übereinkommens zur 
Durchföhrung des Teiles XI erreichen läßt, 

In Anerkennung der Notwendigkeit, för die vorläufige 
Anwendung dieses Durchführungsübereinkommens ab dem 
Tag des Inkrafttretens des Seerechtsübereinkommens am 
16. November 1994 Sorge zu tragen, 

1. dankt dem Generalsekretllr für seinen Bericht über die 
informellen Konsultationen; 

2. bekrtJftlgt, daß es sich bei dem Seerechtsübereinkom­
men der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 um ein 
einheitliches Ganzes handelt; 

3. verabschiedet das Übereinkommen zur Durchführung 
des Teiles XI des Seerechtsübereinkommens der Vereinten 

Nationen vom 10. Dezember 1982 (im folgenden als 
"Durchf!ihrungsübereinkommen" bezeichnet), dessen Wort­
laut sich in der Anlage zu dieser Resolution findet; 

4. erkliirt, daß das Durchf!ihrungsübereinkommen und 
Teil XI zusammen als eine Übereinkunft ausgelegt und 
angewendet werden; 

5. ist der Auffassung, daß künftige Ratifikationen oder 
forrnIiche Bestätigungen des Seerechtsübereinkommens und 
Beitritte dazu gleichzeitig auch die Zustimmung darstellen, 
durch das Durchf!ihrungsübereinkommen gebunden zu sein, 
und daß ein Staat oder Rechtsträger nicht seine Zustimmung 
bekunden darf, durch das Durchführungsübereinkommen 
gebunden zu sein, wenn er nicht zuvor seine Zustimmung 
bekundet hat oder gleichzeitig bekundet, durch das See­
rechtsübereinkommen gebunden zu sein; 

6. fordert die Staaten, die der Verabschiedung des 
Durchführungsübereinkommens zustimmen, auf, alles zu 
unterlassen, was dessen Sinn und Zweck zuwiderlnnfen 
würde; 

7. verleiht ihrer Genugtuung Ausdruck über das Inkraft­
treten des Seerechtsübereinkommens am 16. November 
1994; 

8. beschließt, die Verwaltungskosten der Internationalen 
Meeresbodenbehörde nach Maßgabe von Abschnitt 1 
Ziffer 14 der Anlage zu dem Durchführungsübereinkommen 
zu finanzieren; 

9. ersucht den Generalsekretllr, den in Ardkel 3 des 
Durchführungsübereinkommens genannten Staaten und 
Rechtsträgern sofort beglaubigte Ausfertigungen des Durch­
ftJhrungsübereinkommens zu übermitteln, mit dem Ziel, die 
weltweite Teilnahme an dem Seerechtsübereinkommen und 
dem Durchftlhrungsübereinkommen zu erleichtern, und die 
Aufmerksamkeit auf die Artikel 4 und 5 des Dnrchführungs­
übereinkommens zu lenken; 

10. ersucht den Generalsekretllr außerdem. das Durch­
ftJhrungsübereinkommen im Einklang mit dessen Artikel 3 
sofort zur Unterzeichnung nnfzulegen; 

I I. fordert alle in Artikel 3 des DurchführungsUberein­
kommens genannten Staaten und Rechtsträger nachdrUcklieh 
auf, dessen vorläufiger Anwendung mit Wirkung vom 
16. November 1994 zuzustimmen und ihre Zustimmung, 
durch das Durchftlhrungsilbereinkommen gebunden zu sein, 
so bald wie möglich zum Ausdruck zu bringen; 

12. fordert außerdem alle betreffenden Staaten und 
Rechtsträger nachdrUcklich auf, soweit noch nicht geschehen 
alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um das Seerechts­
übereinkommen möglichst bald zu mtifizieren, fBrmlich zu 
bestätigen oder ihm beizutreten. um die weltweite Teilnahme 
an dem Seerechtsübereinkommen sicherzustellen; 

13. fordert die Vorbereitungskommission für die Inter­
nationale Meeresbodenbehörde und den Internationalen 
Seegerichtshof auf, bei der Abfassung ihres Schlußberichts 
die Bestimmungen des Durchf!ihrungsübereinkommens zu 
berücksichtigen. 

101. Plenarsit~ung 
28. Juli 1994 



ANLAGE 

'Übereinkommen zur Dorcbführung des Teßes XI des 
Seeredttsliberelnkommens der Vereinten Nationen vom 
10. Dezember 1982 

Die Vertragsstaaten dieses tJberelnkommens-

ÜI Anerkennung des bedeutenden Beitrags, den das See­
recbtsübereinkommen der Vereinten Nationen vom 10. De­
zember 1982" (im folgenden als "Seerecbtsübereinkommen" 
bezeicbnet) zur Erbaltung von Frieden, Gerechtigkeit und 
Fortschritt für alle Völker der Welt leistet, 

erneut bekrliftlgend, daß der Meeresboden und der 
Meeresuntergrund jenseits der Grenzen des Bereichs nationa­
ler Hoheitsbefugniase [1Dl folgenden als "Gebiet" bezeichnet) 
sowie die Ressourcen des Gebiets gemeinsames Erbe der 
Menschheit sind, 

eÜlgedenk der Bedeutung des Seerechtsfibereinkommens 
für den Schutz und die Bewahrung der Meeresumwelt sowie 
der wachsenden Besorgnis um die globale Umwelt, 

unter BerUcksichtigung des Berichts des Generalsekretärs 
der Vereinten Nationen über die Ergebnisse der informellen 
Beratungen zwischen den Staaten, die von 1990 bis 1994 
fiber offene Fragen betreffend Teil XI und damit zusammen­
hängende Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens19 

(im folgenden als "Teil XI" bezeicbnet) stattgefonden haben, 

Im Hütbl/ck auf die politiscben und wirtschafdichen 
Veriinderungen, einschließlich marktorientierter Ansätze, die 
sich auf die Durchffihrung des Teiles XI auswirken, 

ÜI dem Wunsch, die weltweite Teilnahme am Seerechts­
übereinkommen zu erleichtern, 

ÜI der Erwligung, daß ein Übereinkommen zur Durchfüh­
rung des Teiles XI diesem Zweck am besten dienen würde -

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

DurchjUhrung des Teiles XI 

1. Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens ver­
pffichten sich, Teil XI im Eink1nng mit diesem Übereinkom­
men durchzuffihren. 

2. Die Anlage ist Bestundteil dieses Übereinkommens. 

Artikel 2 

Verhtlltnis zwischen diesem tJberelnkommen und Teil XI 

1. Dieses Übereinkommen und Teil XI werden zusammen 
als eine Übereinkonft ausgelegt und angewendet Im Fall 
eines Widerspnichs zwischen dem Obereinkommen und 
Teil XI ist das Übereinkommen mnßgebend. 

2. Die Artikel 309 bis 319 des Seerechtsübereinkommens 
finden auf dieses Übereinkommen ebenso Anwendung wie 
auf das Seerechtsübereinkommen. 

Artikel 3 

Unterzeichnung 

Dieses Übereinkommen liegt nach seiner Annahme 
12 Monate am Sitz der Vereinten Nationen zur Unterzeich-

nung durch die in Artikel 305 Absatz 1 Buchstaben a), c), 
d), e) und fJ des Seerechtsübereinkommens genannten 
Staaten und Rechtsträger auf. 

Artikel 4 

Zustimmung, gebunden zu seÜl 

1. Nach der Annahme dieses Übereinkommens stellt jede 
Ratifikations- oder Beitrittsurkunde zum Seerechtsüberein­
kommen oder jede Urkunde der förmlichen Bestätigung des 
Seerechtsübereinkommens auch die Zustimmung dar, durcb 
das vorliegende Übereinkommen gebunden zu sein. 

2. Ein Staat oder Rechtsträger darf nicht seine Zustimmung 
bekunden, durch dieses Obereinkommen gebunden zu sein, 
wenn er nicht zuvor seine Zustimmung bekundet hat oder 
gleichzeitig bekundet, durch das Seerechtsübereinkommen 
gebunden zu sein. 

3. Ein in Artikel 3 bezeichneter Staat oder Recbtsträger 
kann seine Zustimmung erklären, durch dieses Übereinkom­
men gebunden zu sein, 

a) indem er es obne Vorbebalt der Ratifikation, der 
ffirmlicben Bestätigung oder des in Artikel 5 vorgesehenen 
Verfahrens unterzeiebnet; 

b) indem er es vorbebaltlich der Ratifikation oder 
förmlichen Bestätigung unterzeicbnet und später ratifiziert 
oder fOrmlich bestätigt; 

c) indem er es vorbebaltlich des in Artikel 5 vorgesehe­
nen Verfahrens unterzeichnet oder 

d) indem er ihm beitritt 

4. Die fOrmliche Bestätigung durch die in Artikel 305 
Absatz 1 Buchstabe fJ des Seerechtsübereinkommens 
bezeichneten Rechtsträger erfolgt in Übereinstimmung mit 
Anlage IX des SeerechtsUbereinkommens. 

5. Die Ratifikutionsurkunden, die Urkunden der förmlichen 
Bestätigung und die Beitrittsurkunden werden beim General­
sekretär der Vereinten Nationen hinterlegt 

Artikel 5 

VereÜlfachtes Veifahren 

1. Hat ein Staat oder Rechtsträger vor dem Zeitpunkt der 
Annahme dieses Übereinkommens eine Ratifikationsurkunde, 
eine Urkunde der förmlichen Bestätigung oder eine Beitritts­
urkunde zu dem Seerechtsübereinkommen hinterlegt und das 
vorliegende Übereinkommen nach Artikel 4 Absatz 3 Buch­
stabe c) unterzeicbnet, so gilt seine Zustimmung, durch das 
Übereinkommen gebunden zu sein, 12 Monate nach Annah­
me des Übereinkommens als bekundet, sofern dieser Staat 
oder Rechtsträger dem Verwahrer nicht vor diesem ZeitpunkI 
schriftlich notifiziert, dnß er von dem in diesem Artikel 
vorgesehenen vereinfachten Verfahren keinen Gebrauch 
macht 

2. Erfolgt eine solcbe Notifikation, so wird die Zustim­
mung, durch dieses Übereinkommen gebunden zu sein, nach 
Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe b) bekundet 

Artikel 6 
lnkrafttreten 

1. Dieses Übereinkommen tritt 30 Tage nach dem Zeit­
punkl in Kraft, zu dem 40 Staaten in Übereinstimmung mit 
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den Artikeln 4 und 5 ihre Zustimmung bekundet haben. 2. Dieses Übereinkommen gilt sinngeml!ß fiIr die in Arti-
gebunden zu sein; allerdings müssen sich darunter minde- kel 305 Absatz 1 Buchstaben cl. d). e) undj) des Seerechts-
stens sieben der unter Nummer I Buchstabe a) der Resolu- übereinkommens bezeichneten Rechtsträger. die zu den je-
tion 11 der Dritten Seerechtskonferenz der Vereinten Natio- weils fiIr sie .!leltenden Bedingungen Vertragsparteien des 
nen211 (im folgenden als "Resolution 11" bezeichnet") vorliegenden Ubereinkommens werden; insoweit bezieht sich 
genannten Staaten befinden. von denen mindestens fünf der Begriff "Vertragsstaaten" auf diese Rechtsträger. 
entwickelte Staaten sein müssen. Sind diese Voraussetzungen 
vor dem 16. November 1994 erfüllt, so tritt das Übereinkom­
men am 16. November 1994 in Kraft. 

2. Für jeden Staat oder Rechtsträger. der seine Zustimmung 
bekundet, durch dieses Übereinkommen gebunden zu sein. 
nachdem die in Absatz 1 vorgesehenen Erfordernisse erfüllt 
sind, tritt das Übereinkommen am dreißigsten Tag nach dem 
Zeitpunkt in Kraft, zu dem er seine Zustimmung bekundet 
hat, gebunden zu sein. 

Artikel 7 

Vorlliufige Anwendung 

1. Ist dieses Übereinkommen am 16. Novemher 1994 nicht 
in Kraft getreten. so wird es bis zu seinem Inkrafttreten 
vorläufig angewendet 

a) von den Staaten. die in der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen seiner Annalune zugestimmt haben; 
davon ausgenommen ist jeder Staat, der vor dem 16. No­
vember 1994 dem Verwahrer schriftlich notifiziert. daß er 
dieses Übereinkommen nicht vorläufig anwenden wird oder 
daß er einer solchen Anwendung nur nach einer späteren 
Unterzeichnung oder schriftlichen Notifikation zustimmen 
wird; 

b) von den Staaten und Rechtsträgern. die das Überein­
kommen unterzeichnen; davon ausgenommen ist jeder Staat, 
der dem Verwalrrer bei der Unterzeichnung schriftlich notifi­
ziert, daß er das Übereinkommen nicht vorläufig anwenden 
wird; 

c) von den Staaten und Rechtsträgem. die der vor­
läufigen Anwendung dieses Übereinkommens durch schriftli­
che Notifikation an den Verwalrrer zustimmen; 

d) von den Staaten. die diesem Übereinkommen hei­
treten. 

2. Alle diese Staaten und Rechtsträger wenden dieses 
Übereinkommen in Übereinstinunung mit ihren innerstaatli­
chen oder internen Gesetzen und sonstigen Vorschriften mit 
Wtrkung vom 16. November 1994 oder vom Tag der 
Unterzeichnung. der Notifikation der Zustimmung oder des 
Beitritts vorläufig an. falls diese später erfolgen. 

3. Die vorläufige Anwendung endet mit dem Inkrafttreten 
dieses Übereinkommens. In jedem Fall endet sie am 16. No­
vember 1998. sofern bis zu diesem Zeitpunkt das Erfordernis 
in Artikel 6 Absatz 1 nicht erfüllt ist, daß mindestens sieben 
der unter Nummer 1 Buchstabe a) der Resolution 11 genann­
ten Staaten (von denen mindestens fünf entwickelte Staaten 
Sein müssen) ihre Zustimmung bekundet haben. durch das 
Übereinkommen gebunden zu sein. 

Artikel 8 

Venragsstaaten 

1. Im Sinne dieses Übereinkommens bedeutet "Vertrags­
staaten" Staaten. die zugestimmt haben. durch das Überein­
kommen gebunden zu sein. und fiIr die es in Kraft ist 

Artikel 9 

Verwahrer 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen ist Verwalrrer 
dieses Übereinkommens. 

Artikel 10 

Verbindliche Wortlaute 

Die Urschrift dieses Übereinkommens. dessen arabischer. 
chinesischer. englischer. französischer. russiseher und 
spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird beim 
Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt 

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig befug­
ten Bevolhnächtigten dieses Übereinkommen unterschrieben. 

GESCHEHEN ZU NEW YORK am 28. Juli 1994. 

Anlage 

ABsCIINITf 1. KOSTEN FÜR Dm VERTRAGSSTAATEN UND 
INSTIJ1JTIONELLE VEREINBARUNGEN 

1. Die Internationale Meeresbodenbehürde (im folgenden 
als "Behörde" bezeichnet) ist die Organisation. durch welche 
die Vertragsstaaten des Seerechtsübereinkommens in Über­
einstimmung mit der in Teil XI und diesem Übereinkommen 
festgelegten Ordnung fiIr das Gebiet die Tätigkeiten im 
Gebiet organisieren und überwachen. insbesondere im 
Hinblick auf die Verwaltung der Ressourcen des Gebiets. 
Die Befugnisse und Aufgaben der Behörde sind diejenigen. 
die ihr durch das Seerechtsübereinkommen ausdrücklich 
nbertragen sind. Sie hat die mit dem Seerechtsübereinkom­
men im Einklang stehenden Nebenbefugnisse. die mit der 
Waltrnehmung dieser Befugnisse und Aufgaben in bezug anf 
Tätigkeiten im Gebiet zusanrmenhängen und dafiIr erfurder­
lieh sind. 

2. Um die Kosten fiIr die Vertragsstaaten auf ein Mindest­
maß zu beschränken. müssen alle aufgrund des Seerechts­
übereinkommens und dieses Übereinkommens zu bildenden 
Organe und Nebenorgane kostengünstig sein. Dieser Grund­
satz gilt auch fiIr die Häufigkeit. die Dauer und die zeitliche 
Festlegung von Sitzungen. 

3. Die Bildung und die Waltrnehmung der Aufgaben der 
Organe und Nebenorgane der Behörde erfolgen schrittweise. 
wobei die von den betreffenden Organen und Nebenorganen 
zu erfUllenden Anfgaben in Betracht gezogen werden. so daß 
sie ihre jeweiligen Verpflichtungen in den verschiedenen 
Entwicklungsstadien der Tätigkeiten im Gebiet reibungslos 
erfüllen können. 

4. Die der Behörde mit dem Inkrafttreten des Seerechts­
übereinkommens obliegenden ersten Aufgaben werden von 
der Versammlung. dem Rat, dem Sekretariat, der Rechts­
und Fachkommission und dem Finanzausschuß wahrgenom­
men. Die Aufgaben der Kommission fiIr wirtschaftliche 
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Planung werden von der Rechts- und Fachkommission so 
lange ausgeübt, bis der Rat etwas anderes beschließt oder bis 
der erste Arbeitsplan zur Ausbeutung bestätigt ist 

5. Zwiscben dem Inkrnfttreten des Seerechtsübereinkom­
mens und der Bestätigung des ersten Arbeitsplans zur 
Ausbeutung befaßt sich die Behörde in erster Linie mit 
folgendem: 

a) Bearbeitung von Anträgen auf Bestätigung der 
Arbeitspläne für die Erforschung nach Teil XI und diesem 
Übereinkommen; 

b) Durchführung der BeschlUsse der Vorbereitungs­
kommission für die Internationale Meeresbodenbehörde und 
für den Internationalen Seegerichtshof (im folgenden als 
"Vorbereitungskommission" bezeichnet) in bezug auf die 
eingetrngenen Pionierinvestoren und ihre bescheinigenden 
Staaten, einschließlich ihrer Rechte und Pflichten, nach 
Artikel 308 Absatz 5 des Seerechtsübereinkommens und der 
Resolution II Nummer 13; 

c) Überwachung der Einhaltung der Arbeitspläne für die 
Erforschung, die in Form von Verträgen bestätigt worden 
sind; 

d) Beobachtung und Überprüfung von Tendenzen und 
Entwicklungen im Zusammenhaug mit Tl!tigkeiten im 
Tiefseebergbau, einschließlich der regelmiißigen Analyse der 
Bedingungen der Weltmeta1hnärkte sowie der Metallpreise, 
-tendenzen und -aussichten; 

e) Untersuchung der möglichen Auswirkung der Minera­
lienproduktion im Gebiet auf die Wirtschaft der wahrschein­
lich am schwersten betroffenen Entwicklungsstaaten mit 
Landprnduktion dieser Mineralien, um ihre Schwierigkeiten 
auf ein Mindestmaß zu beschränken und ilmen bei ihrer 
wirtschaftlichen Anpassung zu helfen; dabei soll die in 
diesem Zusammenhaug von der Vorbereitungskommission 
geleistete Arbeit berücksichtigt werden; 

f) AnnaIune der für die Durchführnng von Tätigkeiten 
im Gebiet entsprecbend ihrem Fortschritt erforderlichen 
Regeln, Vorschriften und Verfahren. Ungeachtet der Anlage 
m Artikel 17 Absatz 2 Buchstaben b) und c) des Seerechts­
i1bereinkommens berilcksichtigen diese Regeln, Vorschriften 
und Verfahren die Bestimmungen dieses Ubereinkommens, 
die lange Verz6gerung beim kommerziellen Tiefseebergbau 
und den mutmaßlichen Fortgang von Tätigkeiten im Gebiet; 

g) Annahme von Regeln, Vorschriften und Verfahren, die 
anwendbare Normen für den Schutz und die Bewahrung der 
Meeresumwelt enthalten; 

h) Förderung und Ermutigung der Durchführnng wissen­
schaftlicher Meeresforschung im Hinblick aufTl!tigkeiten im 
Gebiet sowie Sammlung und Verhreitung der Ergebnisse 
dieser Forschung und ihrer Auswertung, sobald sie verfllgbar 
sind, unter besonderer Berücksichtigung der Forschung in 
bezog auf Umweltauswirkungen von Tätigkeiten im Gebiet; 

i) Beschaffung wissenschaftlicher Erkenntuisse und der 
Beobachtung der Entwicklung der für Tätigkeiten im Gebiet 
in Betracht kommenden Meerestechnologie, insbesondere der 
Technologie zum Schntz und zur Bewahrung der Meeres­
umwelt; 

j) Bewertung der verfllgbaren Daten über die Prospek­
tion und Erforschung; 

k) rechtzeitige Ausarbeitung von Regeln, Vorschriften 
und Verfahren für die Ausbeutung, einschließlich derjenigen 
ftlr den Schutz und die Bewahrung der Meeresumwelt. 

6. a) Der Rat prüft einen Antrag auf Bestätigung eines 
Arbeitsplans für die Erforschung, nachdem· er von der 
Rechts- und Fachkommission eine Empfehlung dezu erhalten 
hat Die Bearbeitung eines Antrags auf Bestätigung eines 
Arbeitsplans für die Erforschung erfolgt in Übereinstimmung 
mit dem Seerechtsilbereinkommen, einschließlich seiner 
Anlage m und dem vorliegenden· Übereinkommen mit 
folgender Maßgabe: . 

i) Ein Arbeitsplan für die Erforschung, der im Namen 
eines unter Nummer 1 Buchstabe a) Ziffer ü) oder ili) 
der Resolution II bezeichneten Staates oder Rechts­
trägers oder eines an einem solchen Rechtstriiger 
Beteiligten, die keine eingetragenen PiOliierinvestoren 
sind, vorgelegt wird, welcher bereits vor Inkrafttreten 
des Seerechtsübereinkommens erhebliche Tl!tigkeiten 
im Gebiet durchgeführt hat, oder sein Rechtsnachfol­
ger erfllllt die für die Bestätigung des Arbeitsplans 
notwendigen finanziellen und technischen Voraus­
setzungen' wenn der befürwortende Staat oder die 
befürwortenden Staaten bescheinigen, daß der Antrag­
steller einen Betrag in Hilhe von mindestens 30 Mil­
lionen US-Dollar in Forschungs- und Erforschungs­
tätigkeiten .investiert hat, von denen mindestens zehn 
Prozent für die Auswahl, Untersuchung und Bewer­
tung des im Arbeitsplan bezeichneten Feldes ausgege­
ben wurden. Erf!lllt der Arbeitsplan im ührigen die 
Anforderungen des Seerechtsübereinkommens und 
aller in seinem Rahmen angenommenen Regeln, 
Vorschriften und Verfahren, so wird er vom Rat in 
Form eines Vertrags bestätigt Abschnitt 3 Absatz 11 
dieser Anlage wird entsprechend ausgelegt und 
angewendet; 

ü) ungeachtet der Nummer 8 Buchstabe a) der Resolu­
tion 11 kann ein eingetragener Pionierinvestor die 
Bestätigung eines Arbeitsplans für die Erforschung 
innerhalb von 36 Monaten nach Inkrafttreten des 
Seerechtsilbereinkommens beantragen. Dieser Arbeits­
plan besteht aus Unterlagen, Berichten und sonstigen 
Daten, die der Vorbereitungskommission sowohl vor 
als auch nach der Eintragung vorgelegt wurden; er ist 
mit einer von der Vorbereitungskommission in Über­
einstimmung mit Nummer 11 Buchstabe a) der 
Resolution II ausgestellten Bescheinigung über die 
Einhaltung ihrer Bestimmungen zu versehen, welche 
aus einem Tatsachenbericht besteht, der den Stand der 
Einhaltung der Verpflichtungen aufgrund der Regelun­
gen f!Ir Pionierinvestoren beschreibt Ein derartiger 
Arbeitsplan gilt als bestätigt Er erhält die Form eines 
zwischen der Behörde und dem eingetragenen Pionier­
investor nach Teil XI und dem vorliegenden Überein­
kommen geschlossenen Vertrags. Die aufgrund der 
Nummer 7 Buchstabe a) der Resolution II gezahlte 
Gebühr in Höhe von 250.000 US-Dollar gilt als 
Gebühr f!Ir die Erforschungsphase nach Abschnitt 8 
Absatz 3 dieser Anlage. Abschnitt 3 Absatz 11 dieser 
Anlage wird entsprechend ausgelegt und angewendet; 
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ili) nach dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung muß 
ein Vertrag mit einem unter Ziffer i) bezeichneten 
Staat, Rechtsträger oder einem an einem solchen 
Rechtsträger Beteiligten Vereinbarungen entlta1ten, die 
den mit einem unter Ziffer ü) bezeichneten Staat, 
Rechtsträger oder einem an einem solchen Rechts­
träger Beteiligten getroffenen Vereinbarungen ähnlich 
und nicht weniger glinstig sind als diese. Werden mit 
einem der unter Ziffer i) bezeichneten Staaten, 
Rechtsträger oder einem an einem solchen Rechts­
träger Beteiligten günstigere Vereinbarungen getrof­
fen, so trifft der Rat ähnliche und nicht weniger 
günstige Vereinbarungen hinsichtlich der von den 
unter Ziffer ü) bezeichneten eingetragenen Pionier­
investoren übernommenen Rechte und Pflichten; diese 
Vereinbarungen dürfen jedoch die Interessen der 
BeMrde weder berühren noch beeinträchtigen; 

iv) ein Staat, der einen Antrag auf Bestlltigong eines 
Arbeitsplans nach Ziffer i) oder ü) befürwortet, kann 
entweder ein Vertragsstaat oder ein Staat sein, der 
dieses Übereinkommen nach Artikel 7 vorläufig 
anwendet, oder ein Staat, der nach Absatz 12 Mitglied 
der Behörde auf vorläufiger Grundlage ist; 

v) Nummer 8 Buchstabe c) der Resolution n wird in 
Übereinstimmung mit Ziffer iv) ausgelegt und ange­
wendet 

b) Die Bestlitigung eines Arbeitsplans fiIr die Erfor­
schung erfolgt nach Artikel 153 Absatz 3 des Seerechtsüher­
einkommens. 

7. Bin Antrag auf Bestlitigung eines Arbeitsplans ist mit 
einer Einschätzung möglicher Folgen der vorgeschlagenen 
TIltigkeiten auf die Umwelt und mit einer Beschreibung 
eines Programms fiIr ozeanographische und ökologische 
Bestaadsuntersuchungen entsprechend den von der Behörde 
beschlossenen Regeln, Vorschriften und Verfahren zu 
versehen. 

8. Ein Antrag auf Bestlltigung eines Arheitsplans fiIr die 
Erforschung wird vorbehaltlich des Absatzes 6 Buchstabe a) 
Ziffer i) oder ü) nach den in Abschnitt 3 Absatz 11 dieser 
Anlage dargelegten Verfahren bearbeitet 

9. Ein Arbeitsplan fiIr die Erforschung wird rur einen 
Zeitraum von 15 Jahren bestlltigt Nach Ablauf eines 
Arbeitsplans fiIr die Erforschung beantragt der Vertrags­
nehmer einen Arbeitsplan rur die Ausbeutung, sofern er dies 
nicht bereits getan oder eine Verlängerung des Arbeitsplans 
fiIr die Erforschung erhalten hat Die Vertragsnehmer können 
solche Ver1iingerungen um jeweils höchstens flIuf Jahre 
beantragen. Die Verlängerungen werden genehmigt, wenn 
der Vertragsnehmer sich redlich bemüht hat, die Voraus­
setzungen des Arbeitsplans zu erflIUen, jedoch aus GrUnden, 
auf die er keinen Einfluß hat, nicht in der Lage war, die 
erforderliche Vorbereitungsarbeit fiIr den tThergang zum 
Ausbeutungsstadium zum Abschluß zu bringen, oder wenn 
die obwaltenden wirtschaftlichen Umstlinde den Übergang 
zum Ausbeutungsstadium nicht rechtfertigen. 

10. Die Bezeichnung eines reservierten Feldes fiIr die 
Behörde nach Anlage m Artikel 8 des Seerechtsübereinkom­
mens erfolgt im Zusammeobang mit der Bestlltigung eines 

Arbeitsplans für die Erforschung oder eines Arbeitsplans fiIr 
die Erforschung und Ausbeutung. 

11. Ungeachtet des Absatzes 9 wird ein bestlitigter Arbeits­
plan fiIr die Erforschung, der von mindestens einem Staat 
befürwortet wird, welcher dieses Übereinkommen vorläufig 
anwendet, unwirksam, wenn dieser Staat die vorlänfige 
Anwendung des Übereinkommens beendet und weder 
Mitglied auf vor1iinfiger Grundlage nach Absatz 12 noch 
Vertragsstaatgewordeni~ 

12. Bei Inkrafttreten dieses Übereinkommens können die in 
Artikel 3 bezeichneten Staaten und Rechtsträger, die das 
Übereinkommen nach Artikel 7 vorläufig angewandt haben 
und fiIr die es nicht in Kraft ist, weiterhin in Übereinstim­
mung mit den Bestimmungen unter folgenden Buchstaben 
Mitglieder der Behörde auf vorläufiger Grundlage bleiben, 
bis es für sie in Kraft tritt: 

a) Tritt dieses Übereinkommen vor dem 16. November 
1996 in Kraft, so sind diese Staaten und Rechtsträger 
berechtigt, weiterhin auf vorläufiger Grundlage Mitglieder 
der Bchörde zu bleiben, nachdem sie dem Verwahrer des 
Übereinkommens ihre Absicht der Teilnnhme als Mitglied 
auf vor1iinfiger Grundlage notifiziert haben. Diese Mitglied­
schaft endet am 16. November 1996 oder mit dem Inkraft­
treten dieses Übereinkommens oder des Seerechtsüberein­
kommens fiIr das betreffende Mitglied, sofern dieser Zeit­
punkt früher liegt Der Rat kann auf Ersuchen des betreffen­
den Staates oder Rechtsträgers diese Mitgliedschaft über den 
16. November 1996 hinaus um einen oder mehrere weitere 
Zeiträume von insgesamt höchstens zwei Jahren verlängern, 
sofern er überzeugt ist, daß der betreffende Staat oder 
Rechtsttliger sich redlich bemüht hat, Vertragspartei des 
Übereinkommens und des Seerechtsübereinkommens zu 
werden; 

b) tritt dieses Übereinkommen nach dem 15. November 
1996 in Kraft, so können diese Staaten und Rechtsträger den 
Rat ersuchen, ihnen die weitere Mitgliedschaft in der Behör­
de auf vorläufiger Gruodlage fiIr einen oder mehrere Zeiträu­
me, die nicht über den 16. November 1998 hinausreichen, 
zuzugestehen. Der Rat gewährt diese Mitgliedschaft mit 
Wtrkung von dem Zeitpunkt des Ersuchens, sofern er über­
zeugt ist, daß der Staat oder Rechtsträger sich redlich 
bemüht hat, Vertragspartei des Übereinkommens und des 
SeerechtsUbereinkommens zu werden; 

c) Staaten und Rechtsttliger, die nach Buchstabe a) oder 
b) Mitglieder der Behörde auf vorläufiger Grundlage sind, 
wenden Teil XI und dieses Übereinkommen im Einklang mit 
ihren innerstaatlichen oder internen Gesetzen, sonstigen 
Vorschriften und jährlich bereitgesteUten Haushaltsmitteln 
vorläufig an; sie haben die gleichen Rechte und Pflichten 
wie andere Mitglieder, darunter 

i) die Verpflichtung, zum Verwaltungshaushalt der 
Behörde entsprechend dem vereinbarten Beitrags­
schlflssel beizutragen; 

ü) das Recht, einen Antrag auf Bestlitigung eines Ar­
beitsplans fiIr die Erforschung zu befürworten. Im Fall 
von Rechtsttligern, deren Beteiligte natörliche oder 
juristische Personen sind, welche die Staatsangehllrig­
keil von mehr als einem Staat besitzen, wird der 
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Arbeitsplan flir die Erforschung nur bestätigt, wenn 
alle Staaten, aus deren natürlieben oder juristischen 
Personen diese Rechtsträger bestehen, Vertragsstaaten 
oder Mitglieder auf vorläufiger Grundlage sind; 

ti) ungeachtet des Absatzes 9 wird ein bestätigter Ar­
beitsplan in Form eines Vertrags flir die Erforschung, der 
nach Buehstabe c) Ziffer ü) von einem Staat beflirwortet 
wurde, der Mitglied auf vorläufiger Grundlage war, unwirk­
sam, wenn solche Mitgliedschaft endet und der Staat oder 
Rechtsträger nicht Vertragsstaat geworden ist; 

e) hat ein solches Mitglied seine berechneten Beiträge 
nicht bezahlt oder ist es sonst seinen Verpflichtungen aus 
diesem Absatz nicht nachgekommen, so wird seine Mitglied­
schaft auf vorläufiger Grundlage beendet 

13. Der Hinweis in Anlage m Artikel 10 des Seerechtsliber­
einkommens auf eine nicht zufriedensteIlende A,usftlbrung 
des Arbeitsplans wird in dem Sinne ausgelegt, daß der 
Vertragsnehmer die Auforderungen eines bestätigten Arbeits­
plans trotz entsprecbender ein- oder mehrfacher schriftlicher 
Ermahnung des Vertragsnehmers durch die Behörde nicht 
erfiI)lt hat 

14. Die Behörde hat einen eigenen Haushalt Bis zum Ende 
des Jahres, das auf das Jahr folgt, in dem dieses Überein­
kommen in Kraft tritt, werden die Verwaltungskosten der 
Behörde aus dem Haushalt der Vereinten Nationen bestritten. 
Danach werden die Verwaltungskosten der Behörde so lange 
durch die berechneten Beiträge ihrer Mitglieder, einschließ­
lich etwaiger Mitglieder auf vorläufiger Grundlage, nach 
Artikel 171 Buchstabe a) und Artikel 173 des Seerechtsliber­
einkommens und nach dem vorliegenden Übereinkommen 
bestritten, bis die Behörde genligend Mittel aus anderen 
Quellen besitzt um diese Kosten zu bestreiten. Die Behörde 
libt die in Artikel 174 Absatz 1 des Seerechtslibereinkom­
mens bezeichnete Befugnis, Kredite aufzunehmen, nicht zur 
Finanzierung ihres Verwaltungshaushalts aus. 

15. In Übereinstimmung mit Artikel 162 Absatz 2 Buch­
stabe 0) Ziffer ii) des Seerechtsübereinkommens erarbeitet 
und beschließt die Behörde Regeln, Vorschriften und Ver­
fahren, die auf den in den Abschnitten 2, 5, 6, 7 und 8 
dieser Anlage enthaltenen Grundsätzen beruhen, sowie zu­
sätzliche Regeln, Vorschriften und Verfahren, die zur Ver­
einfachung der Bestätigung von Arbeitsplänen zur Erfor­
schung oder Ausbeutung notwendig sind, in Übereinstim­
mung mit den folgenden Bestimmungen: 

a) Der Rat kann solche Regeln, Vorschriften und 
Verfahren jederzeit ausarbeiten, wenn er sie ffir die Durch­
ffihrung von Tätigkeiten im Gebiet ganz oder teilweise fur 
erforderlich hält oder wenn er feststellt, daß die kommerziel­
le Ausbeutung umnittelbar bevorsteht, oder auf Ersuchen 
eines Staates, dessen Angehöriger beabsichtigt, die Bestäti­
gung eines Arbeitsplans flir die Ausbeutung zu beantragen; 

b) wird ein Ersuchen von einem unter Buchstabe a) 
genannten Staat gestellt, so nimmt der Rat diese Regeln, 
Vorschriften und Verfahren innerhalb von zwei Jahren nach 
dem Ersuchen in Übereinstimmung mit Artikel 162 Absatz 2 
Buchstabe 0) des Seerechtsübereinkommens an; , 

c) hat der Rat die Ausarbeitung der Regeln, Vorschriften 
und Verfahren ffir die Ausbeutung nicht innerhalb der 

vorgeschriebenen Zeit abgeschlossen und ist ein Antrag auf 
Bestätigung eines Arbeitsplans flir die Ausbeutung aabängig, 
so prfift der Rat diesen Arbeitsplan dennoch und bestätigt ihn 
vorläufig auf der Grundlage der Bestimmungen des See­
rechtsübereinkommens und aller Regeln, Vorschriften und 
Verfahren, die er gegebenenfalls vorläufig beschlossen hat, 
oder auf der Grundlage der im Seerechtsübereinkommen 
enthaltenen Normen und der in dieser Anlage enthaltenen 
Bedingungen und Grundsätze sowie des Grundsatzes der 
Nichtdiskriminierung zwischen Vertragsnehmern. 

16. Die Entwürfe der Regeln, Vorschriften und Verfahren 
sowie etwaige Empfehlungen ,zu Teil XI, die in den Berich­
ten und Empfehlungen der Vorbereitungskommission 
enthalten sind, werden von der Behörde bei der Annahme 
von Reg~ln, Vorschriften und Verfahren nach Teil XI und 
diesem übereinkommen ber!icksichtigt 

17. Die einschlägigen Bestimmungen des Teiles XI Ab­
schnitt 4 des Seerechtslibereinkommens werden im Einklang 
mit diesem Übereinkommen ausgelegt und angewendet 

ABSCHNfIT 2. DAS UNTERNEHMEN 

1. Das Sekretariat der Behörde nimmt die Aufgaben des 
Unternehmens so lange wahr, bis dieses unabhängig vom 
Sekretariat tätig wird. Der Genera1sekretär der Behörde 
ernennt aus dem Personal der Behörde einen Generaldirektor 
ad interim, der die Wahrnehmung dieser Aufgaben durch das 
Personal des Sekretariats liberwacht 

Diese Aufgaben sind folgende: 

a) Beobachtung und Überprfifung von Tendenzen und 
Entwicklungen im Zusammenhang mit Tätigkeiten im Tief­
seebergbau, einschließlich der regelmäßigen Analyse der 
Bedingungen der Weltmetallmärkte sowie der Metallpreise, 
-tendenzen und -aussichten; 

b) Bewertung der Ergebnisse der wissenschaftlichen 
Meeresforschung hinsichtlich der Tätigkeiten im Gebiet unter 
besonderer Berficksichtigung der Forschung in bezug auf 
Umweltauswirkungen von Tätigkeiten im Gebiet; 

c) Bewertung der verfflgbaren Daten in bezug auf die 
Prospektion und Erforschung einschließlich der Kriterien flir 
diese Tätigkeiten; 

ti) Bewertung der flir Tätigkeiten im Gebiet maßgebli­
chen technischen Entwicklungen, insbesondere der Technolo­
gie in bezug auf den Schutz und die Bewahrung der Meeres­
umwelt; 

e) Auswertung von Informationen und Daten liber die flir 
die Behörde reservierten Felder; 

!J Bewertung von Möglichkeiten flir gemeinschaftliche 
Unternehmungen; 

g) Sammlung von Informationen liber die Verfflgbarkeit 
ausgebildeter Arbeitskräfte; 

h) Untersuchung von Optionen flir die Verwaltung des 
Unternehmens in den verschiedenen Stadien seiner Tätigkeit. 

2. Das Unternehmen ffihrt seine ersten Y1efseebergbautätig­
keiten im Ra1unen gemeinschaftlicher Unternehmungen 
durch. Nachdem ein Arbeitsplan flir die Ausbeutung flir 
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einen anderen Rechtstrlljler als das Unternehmen bestätigt 
wurde oder nachdem ein Antrag auf eine gemeinschaft1iche 
Unternehmung mit dem Unternehmen heim Rat eingegangen 
ist, befaßt sich der Rat mit der Frnge des vom Sekretariat 
der Behörde unabhängigen Tätigwerdens des Unternehmens. 
Sind gemeinschaftliche Unternehmungen mit dem Unter­
nehmen mit vernünftigen kommerziellen Grundsiitzen 
vereinbar, so erläßt der Rat eine Richtlinie nach Artikel 170 
Absatz 2 des Seerechtsübereinkommens, die dieses un­
abhängige Tätigwerden vorsieht. 

3. Die in Anlage IV Artikel 11 Absatz 3 des Seerechts­
übereinkommens vorgesehene Verpflichtung der Vertrags­
staaten, eine Abbaustätte des Unternehmens zu finanzieren, 
gilt nicht, und die Vertragsstaaten sind nicht verpflichtet, 
irgendwelche Arbeiten an Abbaustätten des Unternehmens 
oder aufgrund von Vereinbarungen des Unternehmens über 
gemeinschaft1iche Unternehmungen zu finanzieren. 

4. Die für die Vertragsnehmer geltenden Verpflichtungen 
gelten auch für das Unternehmen. Ungeachtet des Artikels 
153 Absatz 3 und der Anlage m Artikel 3 Absatz 5 des 
Seerechtsübereinkommens erhält ein Arbeitsplan für das 
Unternehmen nach seiner Bestätigung die Form eines 
zwischen der Behörde und dem Unternehmen geschlossenen 
Vertrngs. 

5. Ein Vertragsnehmer, welcher der Behörde ein bestimm­
tes Feld als reserviertes Feld überlassen hat, hat Anrecht auf 
das erste Angebot, mit dem Unternehmen eine Vereinbarung 
über eine gemeinschaftliche Unternehmung zur Erforscbung 
und Ausbeutung dieses Feldes zu schließen. Legt das Unter­
nehmen nicht innerhalb von filnfzehn Jabren nach seinem 
vom Sekretariat der Behörde unabhängigen Tätigwerden oder 
- sofern dies später ist - nicht innerhalb von filnfzebn Jabren 
nach dem Zeitpunkt, zu dem das Feld filr die Behörde reser­
viert wurde, einen Antrag auf Bestätigung eines Arbeitsplans 
für Tätigkeiten in diesem reservierten Feld vor, so ist der 
Vertragsnehmer, der das Feld überlassen hat, berechtigt, 
einen Arbeitsplan für dieses Feld zu beantragen, sofern er 
nach Treu und Glauben anbietet, das Unternehmen als Part­
ner in eine gemeinschaftliche Unternehmung einzubeziehen. 

6. Artikel 170 Absatz 4, Anlage IV und andere Bestim­
mungen des Seerechtsübereinkommens, die sich auf das 
Unternehmen beziehen, werden im Einklang mit diesem 
Abschnitt ausgelegt und angewendet. 

ABSCHNlIT 3. BESCHLUSSFASSUNG 

1. Die allgemeinen Leitsätze der Behörde werden von der 
Versammlung in Zusammenarbeit mit dem Rat festgelegt. 

2. Grundsätzlich soll die Beschlußfassung in den Organen 
der Behörde durch Konsens erfolgen. 

3. Sind alle Bemühungen, einen Beschluß durch Konsens 
zu fassen, erschöpft, so werden bei Abstimmungen in der 
Versammlung Beschlüsse über Verfabrensfragen mit der 
Mehrheit der anwesenden und abstimmenden Staaten und 
BeschlUsse über Sachfragen mit Zweidrittelmehrheit der an­
wesenden und abstimmenden Staaten gefaßt, wie in Arti­
kel 159 Absatz 8 des Seerechtsübereinkommens vorgesehen. 

4. BeschlUsse der Versammlung über jede Angelegenheit, 
für die der Rat ebenfalls zuständig ist, oder über jede 

Verwaltungs-, Haushalts- oder Fmanzfl'age stUtzen sich auf 
Empfehlungen des Rates. Nimmt die Versammlung die 
Empfehlung des Rates zu einer Angelegenheit nicht an, so 
verweist sie diese zur weiteren Prüfung an den Rat zurück. 
Der Rat prüft die Angelegenheit erneut im Licht der von der 
Versammlung geäußerten Ansichten. 

5. Sind alle Bemühungen, einen Beschluß durch Konsens 
zu fassen, erschöpft, so werden bei Abstimmungen im Rat 
Beschlüsse über Verfahrensfragen mit der Mehrheit der 
anwesenden und abstimmenden Mitglieder und Beschlüsse 
über Sachfragen, soweit das Seerechtsübereinkommen nicht 
Beschlüsse durch Konsens im Rat vorsieht, mit Zweidrittel­
mehrheit der anwesenden und abstimmenden Mitglieder 
gefaßt, sofern solche Beschlüsse nicht von der Mehrheit in 
einer der in Absatz 9 genannten Kanunern abgelehnt werden. 
Bei seiner Beschlußfassung bemüht sich der Rat, den 
Interessen aller Mitglieder der Behörde gerecht zu werden. 

6. Zur Erleichterung weiterer Verhandlungen kann der Rat 
eine Beschlußfassung vertagen, solange noch nicht alle 
Bemühungen um einen Konsens über eine Fmge erschöpft 
zu sein scheinen. 

7. Beschlüsse der Versammlung oder des Rates, die sich 
auf die Fmanzen oder den Haushalt auswirken, stUtzen sich 
auf Empfehlungen des Finanzausschusses. 

8. Artikel 161 Absatz 8 Buchstaben b) und c) des See­
rechtsübereinkommens findet keine Anweodung. 

9. a) Jede nach Absatz 15 Buchstaben a) bis c) gewlihlte 
Staatengruppe wird für die Zwecke der Abstimmungen im 
Rat als eine Kanuner behandelt. Die nach Absatz 15 Buch­
staben d) und e) gewlihlten Entwicklungsstaaten werden für 
die Zwecke der Abstimmungen im Rat als eine einzige 
Kammer behandelt. 

b) Vor der Wahl der Mitglieder des Rates erstellt die 
Versammlung Listen der Länder, welche die Kriterien für 
eine Mitgliedschaft in den Staatengruppen nach Absatz 15 
Buchstaben a) bis d) erfiIllen. ErfiIllt ein Staat die Kriterien 
für eine Mitgliedschaft in mehr als einer Gruppe, so kann er 
nur von einer Gruppe zur Wahl in den Rat vorgeschlagen 
werden und darf bei Abstimmungen im Rat nur diese 
Gruppe vertreten. 

10. Jede in Absatz 15 Buchstaben a) bis d) vorgesehene 
Staatengruppe wird im Rat durch die von ihr vorgeschlage­
nen Mitglieder vertreten. Jede Gruppe schlägt nur so viele 
Kandidaten vor, wie sie Sitze zu besetzen hat. Übersteigt die 
Anzahl der möglichen Kandidaten in jeder der in Absatz 15 
Buchstaben a) bis e) genannten Gruppen die Anzahl der in 
jeder dieser Gruppen zur Verfügung stehenden Sitze, so wird 
in der Regel das Rotationsprinzip angewendet. Die Staaten, 
die Mitglieder dieser Gruppen sind, bestimmen, wie dieses 
Prinzip in der jeweiligen Gruppe angewendet wird. 

11. a) Der Rat billigt eine Empfehlung der Rechts- und 
Fachkommission zur Bestätigung eines Arbeitsplans, sofern 
er nicht mit Zweidrittelmehrheit seiner anwesenden und 
abstimmenden Mitglieder, einschließlich der Mehrheit der 
anwesenden und abstimmenden Mitglieder in jeder der Kam­
mern des Rates, beschließt, den Arbeitsplan abzulehnen. 
Unterläßt es der Rat, innerhalb einer vorgeschriebenen Frist 
über eine Empfehlung zur Bestätigung eines Arbeitsplans zu 
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beschließen, so gilt die Empfehlung nach Ablauf dieser Frist 
als vom Rat gebilligt. Die vorgeschriebene Frist beträgt 
üblicherweise 60 Tage, sofern der Rat nicht beschließt, eine 
längere Frist vorzusehen. Empfiehlt die Kommission die 
Ablehnung eines Arbeitsplans oder gibt sie keine Empfeh­
lung ab, so kann der Rat nach seiner Geschäftsordnung fllr 
die Beschlußfassung über Sachfragen den Arbeitsplan den­
noch bestätigen. 

b) Artikel 162 Absatz 2 Buchstabej) des Seerechtsilber­
einkommens findet keine Anwendung. 

12. Entstebt eine Streitigkeit ilber die Ablehnung eines 
Arbeitsplans, so wird sie dem im Seerechtsübereinkommen 
vorgesehenen Streitbeilegungsverfahren unterworfen. 

13. BeschlUsse durch Abstimmung in der Rechts- und 
Fachkommission werden mit der Mehrheit der anwesenden 
und abstimmenden Mitglieder gefaBt 

14. Teil XI Ahschnitt 4 Unterabschnitte Bund C des 
Seerechtsübereinkommens wird in Übereinstimmung mit 
dem vorliegenden Abschnitt ausgelegt und angewendet 

15. Der Rat besteht aus 36 Mitgliedern der Behörde, die von 
der Versammlung in folgender Reihenfolge gewählt werden: 

a) vier Mitglieder aus den Vertragsstaaten, die während 
der letzten fllnf Jahre, fllr die Statistiken vorliegen, entweder 
mehr als 2 Prozent des Werles des gesamten Weltverbrauchs 
der Rohstoffe. die aus den ans dem Gebiet gewinnbaren 
Mineraliengruppen erzeugt werden, verbraucht oder Netto­
einfuhren von mehr als 2 Prozent des Wertes der gesamten 
Welteinfuhr dieser Rohstoffe vorgenommen haben; unter 
diesen vier Mitgliedern müssen sich ein Staat der osteuropäi­
schen Region, der gemessen am Bruttosozialprodukt die 
größte Wirtschaft in der Region aufweist, und der Staat 
befinden, der gemessen am Bruttosozialprodukt bei Inkraft­
treten des Seerechtsübereinkommens die größte Wirtschaft 
aufweist, sofern diese Staaten in dieser Gruppe vertreten sein 
wollen; 

b) vier Mitglieder aus den acht Vertragsstaaten, die 
unmittelbar oder durch ihre Staatsangehörigen die um­
fangreichsten Investitionen zur Vorbereitong und Durch­
führung von Tätigkeiten im Gebiet vorgenommen haben; 

c) vier Mitglieder aus den Vertragsstaaten, die aufgrund 
der Produktion im Bereich ihrer Hoheitsbefugnisse die 
wichtigsten Nettoexportenre der aus dem Gebiet gewinnbaren 
Mineraliengruppen sind; darunter müssen sich mindestens 
zwei Entwicklungsstanten befinden, deren Wirtschaft in ho­
hem Maße von der Ausfuhr dieser Mineralien abhängig ist; 

d) sechs Mitglieder aus Vertragsstanten, die Entwick­
lungsstanten sind und die besondere Interessen vertreten. Zu 
diesen zu vertretenden besonderen Interessen gehllren die 
von Stanten mit grußer Bevölkerung, von Binnenstaaten oder 
geographisch benachteiligten Staaten, von Inselstaaten, von 
Stanten, die wichtigste Importenre der aus dem Gebiet 
gewinnbaren Mineraliengruppen sind, von Staaten, die 
mögliche Erzeuger dieser Mineralien sind, und von am 
wenigsten entwickelten Staaten; 

e) achtzehn Mitglieder, die nach dem Grundsatz der 
gerechten geographischen Verteilung der Gesamtheit der 
Sitze im Rat gewählt werden; aus jeder geographischen 

Region muß mindestens ein Mitglied nach diesem Buch­
staben gewählt werden. Zu diesem Zweck gelten als geogra­
phische Regionen: Afrika, Asien, Osteuropa, Lateinamerika 
und die Karibik sowie Westeuropa und andere. Stanten. 

16. Artikel 161 Absatz 1 des Seerechtsübereinkommens 
findet keine Anwendung. 

ABsCHNm 4. ÜBBRPRÜFUNGSKONFERENZ 

Die Bestimmungen in Artikel 155 Absätze I, 3 und 4 des 
Seerechtsübereinkommens über die Überprüfungskonferenz 
fmden keine Anwendung. Ungeachtet des Artikels 314 
Absatz 2 des Seerechtsübereinkommens kann die Versamm-
1ung auf Empfehlung des Rates jederzeit eine Überprüfung 
der in Artikel 155 Absatz 1 des Seerechtsühereinkommens 
bezeichneten Angelegenheiten vornehmen. Änderungen, die 
sich auf das vorliegende Übereinkommen und Teil XI 
beziehen, unterliegen den in den Artikeln 314, 315 und 316 
des Seerechtsübereinkommens vorgesehenen Verfahren; 
allerdings müssen die Grundsätze, die Ordnung und die 
anderen Bedingnngen, die in Artikel 155 Absatz 2 des 
SeerechtsObereinkommens genannt sind, beibehalten werden 
und die in Absatz 5 jenes Artikels bezeichneten Rechte 
unberührt bleiben. 

ABSCHNm 5. WEITERGABE VON TECHNOWGlE 

1. Die Weitergabe von Technologie für die Zwecke des 
Teiles XI wird durch Artikel 144 des Seerechtsühereinkom­
mens sowie durch folgende Grundsätze geregelt: 

a) Das Unternehmen und Entwicklungsstanten, die 
Tiefseebergbautechnologie zu erhalten wünschen, bemühen 
sich, solche Technologie zu angemessenen und annehmbaren 
kommerziellen Bedingungen auf dem freien Markt oder 
durch Vereinbarungen über gemeinschaftliche Unternehmun­
gen zu erhalten; 

b) können des Unternehmen oder Entwicklungsstanten 
Tiefseebergbautechnologie nicht erhalten, so kann die Behör­
de alle oder einzelne Vertragsnehmer und ihre jeweiligen 
befllrwortenden Stanten auffordern, mit ihr zur Erleichterung 
des Erwerbs von Tiefseebergbautechnologie durch das Unter­
nehmen oder seine gemeinschaftliche Unternehmung oder 
durch einen oder mehrere Entwicklungsstaaten, die sich um 
den Erwerb solcher Technologie zu angemessenen und an­
nehmbaren kommerziellen Bedingungen im Einklang mit 
dem wirksamen Schutz der Rechte des geistigen Eigentums 
bemühen. zusammenzuarbeiten. Die Vertragsstanten ver­
pflichten sich, zu diesem Zweck uneingeschränkt und wirk­
sam mit der Behörde zusammenzuarbeiten und dafOr zu 
sorgen, daß die von ihnen befllrworteten Vertragsnehmer 
ebenfalls uneingeschränkt mit der Behörde zusammen­
arbeiten; 

c) in der Regel fördern die Vertragsstanten die inter­
nationale technische und wissenschaftlicbe Zusammenarbeit 
in bezug auf Tätigkeiten im Gebiet zwischen den jeweils 
Beteiligten oder durch Ausarbeitung von Programmen zur 
Ausbildung. technischen Hilfe oder wissenschaftlichen 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Meereswissenschaft und 
Meerestechnologie sowie des Schutzes und der Bewnhrung 
der Meeresumwelt 

2. Anlage m Artikel 5 des Seerechtsübereinkommens 
findet keine Anwendung. 



16 Generalversammlung - Achtundvierzigste Tagung 

ABSCHNlTI' 6. PRODUKTIONSPOUTIK 

1. Die Produktionspolitik der Behörde beruht auf folgenden 
Grundsätzen: 

a) Die Erschließung der Ressourcen des Gebiets erfolgt 
nach vernünftigen kommerziellen Grundsätzen; 

b) das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen, seine 
einschlägigen Kodizes und Folge- oder Ablöseübereinkünfte 
gelten flIr Tätigkeiten im Gebiet; 

c) insbesondere dürfen Tätigkeiten im Gebiet nicht 
subventioniert werden, sofern dies nicht im Ralunen der 
unter Buchstabe b) genannten Übereinkünfte erlaubt ist. 
Subventionierungen flIr die Zwecke dieser Grundsätze sind 
im Ralunen der unter Buchstabe b) bezeichneten Überein­
künfte definiert; 

cl) eine Diskriminierung der aus dem Gebiet stammenden 
Mineralien gegenüber den aus anderen Vorkommen stam­
menden Mineralien ist verboten. Diesen Mineralien oder den 
Einfuhren von aus solchen Mineralien erzeugten Rohstoffen 
wird kein bevorzugter Zugang zu den Märkten gewährt, 
insbesondere 

i) durch Anwendung von Zöllen oder nichttarifl!ren 
Handelshemmnissen; 

ü) seitens der Vertragsstaaten flIr solche Mineralien oder 
Rohstoffe, die von ihren staatlicben Unternehmen 
oder von natürlichen oder juristischen Personen ihrer 
Staatsangehörigkeit erzeugt wurden oder von ihnen 
oder ihren Staatsangehörigen kontrolliert werden; 

e) der von der Behörde flIr jedes Abbaufeld bestätigte 
Arbeitsplan flIr die Ausbeutong muß einen im voraus 
erarbeiteten Produktionsplan enthalten, der die geschätzten 
Höchstrnengen der Mineralien angibt, die jährlich im 
Ralunen des Arbeitsplans gefördert werden sollen; 

fJ flIr die Beilegung von Streitigkeiten über die Bestim­
mungen der unter Buchstabe b) genannten Übereinkünfte gilt 
folgendes: 

i) ~ind die Vertragsstaaten Vertragsparteien dieser 
Übereinkünfte, so nehmen sie die in diesen Überein­
künften vorgesehenen Streitbeilegungsverfahren in 
Anspruch; 

ü) sind eine oder mehrere der betreffenden Vertragsstaa­
ten nicht Vertragsparteien dieser Übereinkünfte, so 
nehmen sie die im Seerechtsübereinkommen vor­
gesehenen Streitbeilegungsverfahren in Anspruch; 

g) in Fällen, in denen auf grund der unter Buchstabe b) 
bezeichneten Übereinkünfte die FeststeIlung getroffen wird, 
daß ein Vertragsstaat eine Subventionierung vorgenommen 
hat, die verboten ist oder zu einer Schädigung der Interessen 
eines anderen Vertragsstaates gefllhet hat, und in denen von 
dem oder den betreffenden Vertragsstaaten geeignete Schritte 
nicht unternommen wurden, kann ein Vertragsstaat den Rat 
ersuchen, angemessene Maßnahmen zu ergreifen. 

2. Die in Absatz 1 enthaltenen Grundsätze lassen die 
Rechte und Pflichten aus den in Absatz 1 Buchstabe b) 
genannten Übereinkünften sowie aus einschlägigen Frei-

handels- oder Zollunionsübereinkünften in den Beziehungen 
zwischen den Vertragsstaaten, die Vertragsparteien solcher 
Übereinkünfte sind, unberührt. 

3. Die Entgegennahme durch einen Vertragsnehmer von 
anderen als auf grund der in Artikel 1 Buchstabe b) bezeich­
neten Übereinkünfte erlaubten Subventionen stellt eine 
Verletzung der grundlegenden Bedingungen des Vertrags 
dar, der den Arbeitsplan zur Durchfllhrung von Tätigkeiten 
im Gebiet bildet. 

4. Jeder Vertragsstaat, der Grund zu der Annahme hat, daß 
ein Verstoß gegen die Vorschriften des Absatzes 1 Buch­
staben b) bis cl) oder des Absatzes 3 vorliegt, kann nach 
Absatz 1 Buchstabe fJ oder g) Streitbeilegungsverfahren 
einleiten. 

5. Ein Vertragsstaat kann den Rat jederzeit auf Tätigkeiten 
aufmerksam machen, die nach seiner Auffassung mit den 
Vorschriften des Absatzes 1 Buchstaben b) bis cl) nicht 
vereinbar sind. 

6. Die Behörde erarbeitet Regeln, Vorschriften und Ver­
fahren, welche die Durchfllhrung dieses Abschnitts sicher­
stellen, einschließlich entsprechender Regeln, Vorschriften 
und Verfahren flIr die Bestätigung von Arbeitsplänen. 

7; Artikel 151 Absätze 1 bis 7 und 9 Artikel 162, Absatz 2 
Buchstabe q), Artikel 165 Absatz 2 Buchstabe n) sowie 
Anlage III Artikel 6 Absatz 5 und Anlage III Artikel 7 des 
Seerechtsübereinkommens finden keine Anwendung. 

ABSCHNlTI' 7. WIRTSCIIAFl'UCHE HILFE 

1. Die Politik der Behörde in bezug auf Hilfe flIr Entwick­
lungsstaaten, die ernste nachteilige Auswirkungen auf ihre. 
Ausfuhreinnahmen oder ihre Wirtschaft aus einem Rückgang 
des Preises ftir das betroffene Mineral oder der Ausfubrmen­
ge dieses Minerals erleiden, stützt sich, soweit ein solcher 
Rückgang auf Tätigkeiten im Gebiet zurUckzuf!lhren ist, auf 
folgende Grundsätze: 

a) Die Behörde errichtet einen Fonds flIr wirtschaftlicbe 
Hilfe mit einern Anteil ihrer Mittel, die den zur Deckung 
ihrer Verwaltongskosten erforderlichen Betrag übersteigen. 
Der flIr diesen Zweck bereitgestellte Betrag wird auf 
Empfehlung des Finanzausschusses von Zeit zu Zeit vom 
Rat festgelegt. Für die Errichtung des Fonds flIr wirtschaftli­
che Hilfe werden lediglich Mittel aus Zahlungen von 
Vertragsnehmern einschließlich des Unternehmens sowie 
freiwillige Beiträge verwendet; 

b) Entwicklungsstaaten mit Landproduktion, bei denen 
festgesteIIt wurde, daß ihre Wirtschaft durch den Abbau von 
Mineralien vom Tiefseeboden schwer betroffen ist, erhalten 
Hilfe aus dem Fonds für wirtschaftliche Hilfe der Behörde; 

c) die Behörde stellt betroffenen Entwicklungsstaaten mit 
Landproduktion Hilfe aus dem Fonds zur Verfügung, 
gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit bestehenden weltwei­
ten oder regionalen Entwicklungseinrichtungen, welcbe über 
die zur Durchfllhrung solcher Hilfsprogramme notwendige 
Infrastroktur und die erforderlichen Fachkenntnisse verfügen; 

cl) Umfang und Dauer der Hilfe werden in jedem 
Einzelfall festgelegt. Dabei werden Art und Tragweite der 
Probleme, denen die betroffenen Entwicklungsstaaten mit 
Landproduktion gegenüberstehen, angemessen berücksichtigt. 
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2. Artikel 151 Absatz 10 des Seerechtsabereinkommens ABsCHNITT 9. DER FINANZAUSSCHUSS 
wird mit Hilfe der in Ahsatz 1 bezeichneten Maßnahmen der 
wirtschaftlichen Hilfe durchgefilhrt. Artikel 160 Absatz 2 
Buchstabe 1). Artikel 162 Absatz 2 Buchstabe n). Artikel 164 
Absatz 2 Buchstabe d). Artikel 171 BuchstabeJ) und Artikel 
173 Absatz 2 Buchstabe c) des Seerechtsübereinkommens 
werden entsprechend ansgelegt. 

ABsCHNITT 8. FINANZIELLE BESTIMMUNGEN 
DER VERTRÄGE 

1. Folgende Grundsätze dienen als Grundlage zur Auf­
stellung von Regeln. Vorschriften und Verfahren fUr die 
finanziellen Bestimmungen der Verträge: 

a) Das System der Zahlungen an die Behörde muß 
sowohl fUr den Vertragsnehmer als auch fUr die Behörde 
angemessen sein und ausreichende Mittel fUr die Feststellung 
vorseben. daß der Vertrngsnehmer dieses System einhält; 

b) die Höhe der Zahlungen aufgrund dieses Systems muß 
sich im Rahmen der Zahlungen bewegen. die bei Abbau 
gleicher oder ähnlicher Mineralien an Land üblich sind. 
damit vermieden wird, daß die Unternehmer. die Tiefsee­
bergbau betreiben, einen künstlichen Wettbewerbsvorteil 
erhalten oder ihnen ein Wettbewerbsnachteil auferlegt wird; 

c) das System soll einfach sein und weder für die 
Behörde noch fUr den Vertragsnehmer größere Verwaltnngs­
kosten verursachen. Die Annahme eines Systems von Förder­
abgaben oder eines kombinierten Systems aus Filrdembgaben 
und Gewinnbeteiligung soll geprüft werden. Werden alterna­
tive Systeme beschlossen. so hat der Vertmgsnehmer das 
Recht, das auf seinen .. Vertrag anwendbare System zu 
wl!hlen. Jede spätere Andernng in der Wahl zwischen 
aIternativen Systemen erfolgt einvernehmlich zwischen der 
Bebilrde und dem Vertragsnehmer; 

d) mit Aufnahme der kommerziellen Produktion ist eine 
feste JabresgebUhr zu zahlen. Diese Gebühr kann gegen 
andere fällige Zahlungen im Rahmen des nach Buchstabe c) 
angenommenen Systems verrechnet werden. Die Hilhe der 
GebUhr wird vom Rat festgelegt; 

e) das System der Zahlungen kann ~!lelmlißig im Licht 
veränderter Umstände überprUft werden. Andernngen dUrfen 
nicht diskriminierend angewandt werden. Für bestehende 
Verträge können sie nur auf Wunsch des Vertragsnehmers 
gelten. Jede spätere Änderung in der Wahl zwiscben alterna­
tiven Systemen erfolgt einvernehmlich zwischen der Behörde 
und dem Vertragsnehmer; 

J) Streitigkeiten aber die Auslegung oder Anwendung 
der auf diesen Grundsätzen beruhenden Regeln und Vor­
schriften unterliegen den im Seerechtsübereinkommen vor­
gesehenen Streitbeilegungsverfahren. 

2. Anlage m Artikel 13 Absätze 3 bis 10 des Seerechts­
übereinkommens findet keine Anwendung. 

3. Im Hinblick auf die DurchfUhrung der Anlage m Arti­
kel 13 Absatz 2 des Seerechtsübereinkommens beträgt die 
Gebühr für die Bearbeitnng von Anträgen auf Bestätigung 
eines Arbeitsplans. der auf eine Phase beschränkt ist, 
nämlich die Erforschungs- oder die Abbauphase. 250.000 
US-Dollar. 

I. Hiermit wird ein Finanzansschuß gebildet. Der Ausschuß 
besteht aus 15 Mitgliedern. die über geeignete Fähigkeiten 
in finanziellen Angelegenheiten verfUgen. Die Vertrngsstaa­
ten benennen Kandidaten. die ein Höchstmaß an fachlicher 
Eignung und Ehrenhaftigkeit besitzen. 

2. Nicht mehr als ein Mitglied des Finanz811sschusses darf 
Staatsangehöriger desselben Vertragsstaates sein. 

3. Die Mitglieder des Finanzausschusses werden von der 
VersammIung gewl!hlt, wobei die Notweodigkeit einer 
gerechten geographischen Verteilung und der Vertretnng 
besonderer Interessen gebUhrend zu berücksichtigen ist Jede 
in Abschnitt 3 Absatz 15 Buchstaben a). b). c) und d) 
genannte Staatengruppe ist mit mindestens einem Mitglied 
im Ausschuß vertreten. Bis die Behilrde ausreichende andere 
Mittel als die berechneten Beiträge besitzt, um ihre Ver­
waltnngskosten zu bestreiten, gehilren zu den Mitgliedern 
des Ausschusses die Vertreter der fUuf Staaten, welche die 
höchsten Beiträge zum Verwaltnngsbaushalt der Behörde 
entrichten. Danach erfolgt die Wahl eines Mitglieds ans jeder 
Gruppe auf der Grundlage der Benennung durch die Mit­
glieder der betreffenden Gruppe. unbeschadet der Möglich­
keit, weitere Mitglieder aus jeder dieser Gruppen zu wl!hlen. 

4. Die Mitglieder des Ausschusses werden fUr fünf Jahre 
gewählt Ihre einmalige Wiederwahl ist zulässig. 

5. Im Fall des Todes. der Arbeitsunfähigkeit oder· des 
Rücktritts eines Mitglieds des Fmanzausschusses vor Ablauf 
seiner Amtszeit wl!hlt die Versammlung fUr den Rest der 
Amtszeit ein Mitglied aus derselben geographischen Region 
oder Staatengruppe. 

6. Die Mitglieder des Finanzausschusses dürfen kein 
finanzielles Interesse an einer Tätigkeit in Angelegenheiten 
haben. über die der Ausschuß Empfehlungen abzugeben hat 
Sie dürfen auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit vertmuliche 
Informationen nicht preisgeben. die ihnen auf grund ihrer 
Aufgaben fUr die Behörde zur Kenntnis gelangen. 

7. BeschlUsse der Versammlung und des Rates über folgen­
de Themen stUtzen sich auf Empfehlungen des Finanzaus­
schusses: 

a) die Entwürfe der Finanzregeln. -vorschriften und 
-verfahren für die Organe der Behörde sowie die Verwaltnng 
der Finanzen und die innere Fmanzverwaltnng der Behörde; 

b) die Berechnung der Beiträge der Mitglieder zum 
Verwaltnngshaushalt der Behörde nach Artikel 160 Absatz 2 
Buchstabe e) des Seerechtsübereinkommens; 

c) alle einschlägigen Fmanzfragen einschließlich des vom 
Generalsekretär der Behörde nach Artikel 172 des Seerechts­
fibereinkommens ausgearbeiteten Entwurfs des jährlichen 
Haushalts scwie die finanziellen Aspekte der DurchfUhrung 
des Arbeitsprogramms des Sekretariats; 

d) der Verwaltungshaushalt; 

e) die finanziellen Verpflichtnngen der Vertmgsstaaten 
aus der DurchfoJhrung dieses Übereinkommens und des 
Teiles XI scwie die Auswirkungen auf Verwaltung und 
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Haushalt von Vorschlägen und Empfehlungen, die Ausgaben schließlich seiner Resolutionen und anderen Beschlilsse samt 
aus den Mitteln der Behörde zur Folge haben; den nW?h Kapitel VII der Charta ergriffenen Maßnahmen; 

fJ die Regeln, Vorschriften und Verfahren über die 
gerechte Verteilung der finanziellen und der sonstigen 
wirtschaftlichen Vorteile, die aus Tätigkeiten im Gebiet 
stammen, und die darüber zu fassenden Beschlüsse. 

8. Die Beschlüsse des Finanzausschusses über Verfahrens­
fragen bedürfen der Mehrheit der anwesenden und ab­
stimmenden Mitglieder. Beschlüsse über Sachfragen werden 
durch Konsens gefußt 

9. Der Forderung des Artikels 162 Absatz 2 Buchstabe y) 
des Seerechtsübereinkommens nach Bildung eines Neben­
organs, das sich mit finanziellen Angelegenheiten befaßt, ist 
durch die Bildung des Finanzausschusses in Übereinstim­
mung mit diesem Abschnitt Genüge getan. 

481264. Neubelebung der Tätigkeit der Generalversamm­
lung 

Die Generalversammlung, 

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 2837 (XXVI) vom 
17. Dezember 1971, 33/138 vom 19. Dezember 1978, 39/88 
vom 13. Dezember 1984, 45/45 vom 28. November 1990, 
46m vom 12. Dezember 1991, 46/140 vom 17. Dezember 
1991, 461220 vom 20. Dezember 1991 und 47/233 vom 
17. August 1993, 

erneut erkllJrend, wie wichtig die in Resolution 47/233 
niedergelegten Ziele und Grundsätze für die Neubelebung 
der Tätigkeit der Generalversammlung sind, 

In dem Wunsche, ihre Kapazität zur Wahrnehmung der ihr 
in der Charta der Vereinten Nationen zugewiesenen Auf­
gaben und Befugnisse zu erhöhen, damit sie innerhalb der 
Organisation eine wirksamere Rolle spielen kann, 

In der Erwtlgung, daß es nützlich ist, ihre Arbeitsmetho­
den zu verbessern, damit sie ihren Aufgaben effektiver, 
effizienter und in umfassenderer Weise nachkommen kann, 

1. betont die Wichtigkeit einer verstärkten Zusammen­
arbeit und wirksamer Beziehungen zwischen der Generalver­
sammlung und den anderen Hauptorganen, insbesondere dem 
Sicherheitsmt, im Einklang mit den einschlägigen Bestim­
mungen der Charta der Vereinten Nationen: 

2. beschließt, im Einklang mit den entsprechenden 
Bestimmungen der Charta und vorbehaltlich derselben, sich 
auch weiterhin der bestehenden Einrichtungen zu bedienen 
und erforderlichenfalls die Schaffung neuer Organe in 
Erwägung zu ziehen, um die Erörterung von in den Anwen­
dungsbereich der Charta fallenden Fmgen oder Angelegen­
·heiten und gegebenenfalls die Abgabe diesbezüglicher 
Empfehlungen an die Mitglieder der Vereinten Nationen, den 
Sicherheitsrat oder an beide zu erleichtern; 

3. begrilßt die Anstrengungen, die der Sicherheitsmt zur 
Zeit unternimmt, um seine Arbeitsmethoden zu verbessern, 
und. legt dem Rat in diesem Zusammenhang nahe, in den 
Benchten, die er ihr vorlegt, rechtzeitig eine klare und 
inforntative Darstellung seiner Tätigkeit zu geben, ein-

4. bittet den Präsidenten der GeneraiversammIung, nach 
vorherigen Konsultationen geeignete Möglichkeiten vor­
zuschlagen, der VersammIung die eingehende Erörterung von 
Angelegenheiten zu erleichtern, die in den der Generalver­
sammlung vom Sicherheitsmt vorgelegten Berichten enthal­
ten sind; 

5. ermutigt die Mitgliedstaaten, bei Vorschlägen, in 
denen neue Berichte des Generalsekretärs angefordert 
werden, Zurückhaltung zu üben und dabei zu bedenken, daß 
eine Verringerung der Anzahl solcher Berichte wünscbens­
wert ist; 

6. betont, daß die vom Generalsekretär erbetenen 
Berichte im Einklang mit der Geschäftsordnung der General­
versammIung und den dazugehörigen Anhängen in allen 
Amtsspmchen rechtzeitig verteilt werden sollen, damit die 
Delegationen den Inhalt dieser Berichte vor den Tagungen 
eingehender prüfen können; 

7. spricht den Hauptausschüssen ihre Anerkennung aus 
fllr die wertvolle Arbeit, die sie im Hinblick auf die über­
prüfung ihrer jeweiligen Tagesordnung durchgeführt haben, 
und legt den Ausschüssen nahe, unter Berücksichtigung 
dieser Resolution mit dieser Arbeit fortzufahren; 

8. bekriiftigt das Recht der Mitgliedstaaten, im Einklang 
mit der Geschäftsordnung die Aufnahme von Gegenständen 
in die Tagesordnung der Versammlung vorzuschlagen; 

9. verabschiedet die in Anlage I zu dieser Resolution 
niedergelegten Richtlinien für die Rationalisierung der 
Tagesordnung der GeneralversammIung, die als Anhang in 
die Geschäftsordnung der VersammIung aufgenommen wer­
den sollen; 

10. beschlilißt, Ziffer 4 der Anlage zu ihrer Resolution 
331138 durch den in Anlage n der vorliegenden Resolution 
enthaltenen Wortlaut betreffend den Wahlmodus für die 
sechs Vorsitzenden der Hauptausschüsse zu ersetzen; 

11. beschlilißt außerdem, daß die Besthnmungen betref­
fend den Wahlmodus für die sechs Vorsitzenden der Haupt­
ausschüsse ab ihrer neunundvierzigsten Tagung in Ktaft 
treten; 

12. beschliIißt ferner, auf ihrer dreiundfünfzigsten Tagung 
die Bestimmungen betreffend den Wahlmodus für die sechs 
Vorsitzenden der Hauptausschüsse zu überprüfen; 

13. ersucht den Generalsekretär, der Versammlung auf 
ihrer zweiundfünfzigsten Tagung nach Einholung der 
Auffassungen der Präsidenten der neunundvierzigsten, 
fünfzigsten und einundfünfzigsten Tagung der Versammlung 
und unter Berücksichtigung ihrer Erfahrnngen über den 
Stand der Durchführung dieser Resolution Bericht zu 
erstatten; 

14. beschlilißt, den Punkt "Neubelebung der Tätigkeit der 
Generalversammlung" in die vorläufige Tagesordnung iltrer 
zweiundfünfzigsten Tagung aufzunehtnen. 

102. Plenarsitzung 
29. Juli 1994 




